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Sehr geehrte Frau Bundesministerin Schmidt!

Das Chaos um die Einführung der Praxisgebühr (bei Ärzten) und der Rezeptgebühr (bei Physiotherapeuten) hat zu unendlich viel Unmut bei den Patienten geführt! Aber jetzt tickt eine noch viel schlimmere Zeitbombe: Von vielen Patienten in seiner Brisanz noch nicht erkannt, wird die bereits vom Bundesausschuss Ärzte/Krankenkassen beschlossene Überarbeitung von Heilmittel-Richtlinie und Heilmittel-Katalog zu drastischen Rationierungen führen - Am stärksten betroffen sind die chronisch Kranken (Erwachsenen und Kinder) wie z.B. Schlaganfallpatienten, MS-Patienten, Rheumatiker, infantile Cerebraparetiker usw., die in Langzeittherapien behandelt werden.

Noch ist es nicht zu spät, noch kann der Zünder entschärft werden! Sie können die Überarbeitung noch beanstanden. Gründe dafür gibt es mehr als genug. Geschieht es nicht, werden die Betroffenen auch Sie in die politische Verantwortung nehmen. Deshalb handeln Sie schnell. Treffen Sie, bitte, die allein richtige Entscheidung - die Überarbeitung der Heilmittel-Richtlinie/des Heilmittel-Kataloges zu Lasten der chronisch Kranken muss per Beanstandung gestoppt werden. 
Dafür gibt es auch zwingende rechtliche Gründe. Nach § 125 Abs. 1 Ziff. 1 SGB V ist der Inhalt der einzelnen Heilmittel einschließlich Umfang und Häufigkeit ihrer Anwendung im Regelfall sowie deren Regelbehandlungszeit in den Vereinbarungen der Spitzenverbände der Krankenkassen und der Heilmittelerbringer festzulegen. Der Bundesausschuss Ärzte/Krankenkassen ist in diesem Bereich schlicht unzuständig und maßt sich rechtswidrig Regelungskompetenzen an. Dass dieser Eingriff, der an die Substanz geht, als ungleich schwerwiegender empfunden wird als die Einführung der Praxis- und Rezeptgebühr, liegt auf der Hand.


Eine Novellierung der Heilmittel-Richtlinien/des Heilmittel-Kataloges, die mit dem alleinigen finanziellen Ziel der Rationierung so bedenkenlos mit den Interessen der Patienten und den rechtlichen Vorgaben umgeht, kann nicht unbeanstandet bleiben. Nach Angaben von bereits im Vorjahr anhörungsberechtigten Organisationen legte der Bundesausschuss kein einzig medizinisch-therapeutisch fachliches Argument für die Kürzung der Therapien vor, sondern argumentierte allein aus finanzieller Sicht der Belastungen für Krankenkassen. Und dies ist das eigentlich verwerfliche an der Haltung des Bundesausschusses.

Sie, Frau Ministerin Schmidt, haben nun in alleiniger Zuständigkeit bis Mitte Februar zu entscheiden, ob Sie dies akzeptieren und es im Heilmittelbereich zu den angedrohten Rationierungen kommen wird. 

*  Durch eine 12wöchige Therapiepause würden damit jährlich nur noch in jedem zweiten Quartal behandelt. Wer will dies verantworten?

*  Wer kann und will durch den Wegfall der Langfristverordnungen im Regelfall Kindern, Eltern und erwachsenen Patienten Behandlungspausen zumuten, die bereits erreichte Behandlungserfolge zunichte machen und das persönliche Wohlbefinden zerstören?

Es gibt viele Beispiele mehr, die dem Bundesausschuss Ärzte/Krankenkassen und Ihnen deutlich machen, dass Rationierungen ethisch verwerflich und wirtschaftlich unverantwortbar sind. Sie sind Sachwalter auch der Patienteninteressen. Deshalb darf es für Sie  nur eine einzige Entscheidung geben: die Beanstandung des vorliegenden Entwurfs der Heilmittel-Richtlinien/des Heilmittel-Katalogs.


Bitte entscheiden Sie daher rasch im Interesse der betroffenen Patienten.

Unterschrift
